
aus, daß es ihr wegen der unzulänglichen Erfassung und 
Abrechnung der Tageserlöse schon kurze Zeit nach Auf­
nahme ihrer Tätigkeit in der Verkaufsstelle möglich 
war, Geld zu unterschlagen. Die Klägerin erhielt von 
verschiedener Seite Hinweise, die auf Unredlichkeiten 
der Verkäuferin L. schließen ließen, und ertappte diese 
auch bei dem Versuch, von den Verkaufserlösen 100 MDN 
zu unterschlagen. Sie unterrichtete den Verklagten je­
doch nicht und traf keine Maßnahmen in der Verkaufs­
stelle. Schließlich wies der Verklagte auf Ergebnisse von 
Kontrollen hin, die in Auswertung der Inventur ange­
stellt wurden. Danach traten bei korrekter Einhaltung 
aller Regelungen über die Erlösermittlung und -abfüh- 
rung in der Verkaufsstelle über geraume Zeit lediglich 
unbedeutende Differenzen auf. Geld verschwand nicht 
mehr. Alle bekannten Tatsachen sind Ausdruck der 
Sorglosigkeit und Verantwortungslosigkeit, wie sie in 
der Verkaufsstelle nicht nur bezüglich der Führung der 
Kassenleisten, sondern der Ermittlung, Erfassung, Ab­
rechnung und Kontrolle der Verkaufserlöse insgesamt 
bestanden.
Die daraus erwachsenden Folgen hat die Klägerin als 
Leiterin der Verkaufsstelle zu vertreten, soweit nicht 
festgestellt werden konnte und festgestellt worden ist, 
daß sie anderen Beschäftigten der Verkaufsstelle zur 
Last fallen. Die Klägerin ist eine ausgebildete Fach­
kraft. Sie verfügt über langjährige Erfahrungen, die sie 
bereits als Inhaberin eines Privatgeschäftes sammeln 
konnte. Sie kannte ihre Pflichten, wurde darüber belehrt 
und wiederholt direkt angewiesen, diese strikt zu er­
füllen. Sie wußte, daß die ihr übertragenen Pflichten 
dazu dienten und geeignet waren, das sozialistische 
Eigentum wirksam vor Verlusten zu schützen und eine 
genaue Kontrolle über die Höhe der Einnahmen und 
deren Verbleib zu führen. Es hing allein von ihr ab, 
ob die Verkaufsergebnisse in Kassenleisten erfaßt, die 
sich aus ihnen ergebenden Beträge bei der Tagesabrech­
nung den Verkäuferinnen vollständig abgefordert und 
insgesamt in das Kassenbuch eingetragen sowie an den 
Verklagten abgeführt wurden oder nicht.
Wie das Ergebnis der Kontrollmaßnahmen des Verklag­
ten beweist, wäre ein nennenswerter Schaden vermie­
den worden, wenn die Klägerin ihre Pflichten als Ver­
kaufsstellenleiterin ordnungsgemäß erfüllt hätte. Sie hat 
sich jedoch so verhalten, wie das bereits dargelegt 
wurde, so daß der Schaden eintrat. Zwischen ihrem 
pflichtwidrigen Verhalten und dem gesamten Fehl­
betrag besteht ein notwendiger Zusammenhang. Es war 
falsch, ihn zwar hinsichtlich des von der Verkäuferin L. 
unterschlagenen Betrages anzunehmen, darüber hinaus 
aber zu verneinen.
Die Klägerin handelte bewußt fahrlässig, wobei der 
Grad des Verschuldens als schwerwiegend eingeschätzt 
werden muß. Sie kann sich nicht mit dem Hinweis auf 
mangelnde Unterstützung durch den Verklagten ent­
lasten. In ihrer Verkaufsstelle war sie selbst für die 
Organisierung der Arbeit, die Leitung und Kontrolle 
verantwortlich. Uber ihre Leitungspflichten hat sie sich 
hinweggesetzt, nicht aber der Verklagte. Nachdem sie 
z. B. Kenntnis von einer durch die Verkäuferin L. dro­
henden Gefahr für das ihr anvertraute sozialistische 
Eigentum hatte, mußte sie Sicherungsmaßnahmen er­
greifen und dem Verklagten Mitteilung machten. Die 
groben Pflichtverletzungen haben auch nichts mit noch 
nicht überwundenen Gepflogenheiten aus der Zeit des 
selbständigen Betriebes eines Geschäfts zu tun. Wer 
als Leiter eines Kollektivs durch pflichtwidriges Ver­
halten bei der Erfassung, Abrechnung und Kontrolle der 
Tageserlöse einen Zustand schafft, der zum Verschwin­
den von Geldbeträgen führen konnte und geführt hat, 
muß gegen sich die materielle Verantwortlichkeit gel­
ten lassen, auch wenn nicht die Einzelheiten des Ver­

schwindens der letzten Mark geklärt sind. Nach allem 
waren deshalb die Voraussetzungen für den Eintritt der 
materiellen Verantwortlichkeit der Klägerin gegeben.
Die Klägerin ist gemäß § 113 Abs. 1 GBA verpflichtet, 
in Höhe eines monatlichen Tariflohnes Schadenersatz an 
den Verklagten zu leisten. Der Senat mußte abweichend. 
vom Kassationsantrag hierüber entscheiden, da auf die 
bereits festgestellten Tatsachen lediglich die zutreffen­
den Rechtsnormen anzuwenden waren. Gemäß § 37 
Abs. 2 AGO konnte der Senat über den Antrag des Ver­
klagten hinausgehen, da dies im gesellschaftlichen In­
teresse zur vollständigen Erledigung der Hauptsache er­
forderlich war. Für eine Minderung der materiellen 
Verantwortlichkeit ist bei der besonders leichtfertigen 
und verantwortungslosen Handlungsweise der Klägerin 
und auch im Hinblick auf die Schadenshöhe kein Raum.
Da das Bezirksgericht die materielle Verantwortlich­
keit der Klägerin unter Verletzung der Bestimmungen 
der §§ 112 ff. GBA und 30 Abs. 3 AGO unzutreffend ver­
neinte, konnte sein Urteil keinen Bestand haben. Auf 
den Kassationsantrag hin war es gemäß § 9 Abs. 2 AGO 
zu ändern. Der Senat hatte in eigener Entscheidung, da 
weitere Tatsachen nicht zu ermitteln und Beweise nicht 
zu erheben waren, auf den Einspruch (Berufung) des 
Verklagen das Urteil des Kreisgerichts und den Be­
schluß der Konfliktkommission zu ändern und die Klä­
gerin zu verpflichten, an den Verklagten 470 MDN 
Schadenersatz zu zahlen.

§§ 2 Abs. 1, 3 Abs. 2 der AO über die Anwendung des 
Tarifsystems der volkseigenen Wirtschaft in privaten 
Betrieben mit staatlicher Beteiligung vom 15. Juni 1957 
(GBl. I S. 343) i. d. F. der VO über die Bildung und 
Verwendung des Betriebsprämienfonds sowie des 
Kultur- und Sozialfonds in den Betrieben mit staat­
licher Beteiligung vom 28. Mai 1964 (GBl. II S. 549).
Den Gerichten obliegt es nicht, über die Anwendung 
des Tarifsystems der volkseigenen Wirtschaft in Be­
trieben mit staatlicher Beteiligung zu entscheiden. Das 
ist Sache anderer staatlicher Organe. Haben diese eine 
dahingehende Entscheidung getroffen, so ist von ihr 
auszugehen und danach von den Gerichten zu beurtei­
len, nach welchem Tarifsystem und welchen Tarif­
sätzen die Entlohnung der geleisteten Arbeit zu erfol­
gen hat.
OG, Urt. vom 25. Februar 1966 — Za 15/65.
Der Kläger ist seit dem 2. Januar 1964 bei dem Ver­
klagten, einem Betrieb mit staatlicher Beteiligung, be­
schäftigt. Der Verklagte hat seit dem 1. November 1960 
die Entlohnung nach dem Rahmenkollektivvertrag 
über die Arbeits- und Lohnbedingungen der Werk­
tätigen in den sozialistischen Betrieben der Textil-, 
Bekleidungs- und Lederindustrie (RKV) vorzunehmen. 
Nach dem Arbeitsvertrag war für den Kläger gemäß 
Tabelle 1, Betriebsklasse II, Lohngruppe 5 des RKV 
ein Stundenlohn von 1,64 MDN, vom 1. Juni 1964 an 
ein Stundenlohn in Lohngruppe 6 von 1,72 MDN vor­
gesehen. Bei Arbeiten im Stücklohn legte der Ver­
klagte jedoch der Berechnung des Mehrverdienstes die 
Lohngruppe 5 des Tarifvertrages für Privatbetriebe 
des Wirtschaftszweiges Textil mit einem Stundenlohn 
von 1,24 MDN zugrunde.
Mit seinem Antrag an die Konfliktkommission for­
derte der Kläger die Nachzahlung von Lohn, weil die 
Berechnung seiner Mehrleistung auf der Grundlage 
des nicht mehr anwendbaren Tarifvertrages erfolgte. 
Diesem Antrag gab die Konfliktkommission statt, ohne 
den vom Verklagten nachzuzahlenden Betrag anzu­
geben. Deshalb erhob der Kläger beim Kreisgericht 
Klage (Einspruch). Er beantragte, den Beschluß der 
Konfliktkommissionen dahin zu ergänzen, daß der 
Verklagte verurteilt wird, an den Kläger rückständi­
gen Lohn für die Zeit vom 2. Januar 1964 bis 31. Juli 
1964 in Höhe von 338,74 MDN brutto zu zahlen.
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